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TOP 3.1:

EU-Strukturfondspolitik - Aktuelle Probleme bei der Abwicklung der 

operationellen Programme und Zukunft nach 2020

Die Wirtschaftsministerkonferenz hat in ihrer Sitzung am 17./18. Juni 2015 den

Arbeitskreis der EU-Referenten der Wirtschaftsressorts der Länder beauftragt, einen 

Überblick über weitere im Zusammenhang mit der Abwicklung der operationellen 

Programme bestehenden Probleme zu erstellen und auf dieser Grundlage 

Lösungsvorschläge zur Herbstsitzung 2015 zu unterbreiten.

Der damals von dem Arbeitskreis der EU-Referenten der Länder erstellte Bericht 

konnte auf der Wirtschaftsministerkonferenz am 9./10. Dezember 2015 nur 

hinsichtlich der EFRE-Förderung von Kleininfrastruktur abschließend behandelt 

werden.

Für die erneute Beratung wurde er vom Arbeitskreis der EU-Referenten der Länder 

hinsichtlich der Probleme im Zusammenhang mit der Abwicklung der operationellen 

Programme und Lösungswege überarbeitet.

Sachstand

Im Rechtsrahmen für die neue Förderperiode 2014 – 2020 finden sich viele neue oder 

erweiterte Pflichten und damit Mehrbelastungen, insbesondere für die mit der Planung 

und Umsetzung der Strukturfonds betrauten Behörden. Daraus resultiert nicht zuletzt 

eine Erhöhung des Personalbedarfs und damit der Personalkosten.

Die Steigerung der Verwaltungseffizienz ist ein gemeinsames Ziel der Europäischen 

Kommission und der Mitgliedstaaten. Messungen in Deutschland zeigen, dass gut die 

Hälfte der bürokratischen Belastungen vor allem auf europäische Regelungen 

zurückzuführen sind. Die Bundesländer haben sich für deutlich mehr Elemente der 

Vereinfachung eingesetzt als in den Verordnungen nun umgesetzt wurden.
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Auch in den Verhandlungen zu den delegierten Rechtsakten war eher das Gegenteil zu 

beobachten, so dass Regelungen in der ESIF-Verordnung, die als Vereinfachung 

gedacht sind, aufgrund der Umsetzungsvorgaben zu weiteren Verkomplizierungen 

führen werden.

Die von der Europäischen Kommission einberufene „Hochrangige Gruppe 

unabhängiger Experten“ (high level group) zum Bürokratieabbau zu Gunsten der 

Begünstigten bei den EU-Struktur- und Investitionsfonds sollte daher 

Entlastungsmöglichkeiten nicht nur für die Zuwendungsempfänger, sondern auch für 

die mit der Programmumsetzung befassten Verwaltungseinheiten (Verwaltungs-, Prüf-

und Bescheinigungsbehörden) erarbeiten.

Zudem sollte sie sich in den kommenden Sitzungen auch mit strukturellen Fragen des 

Bürokratieaufwands in der geteilten Mittelverwaltung beschäftigen und über das

Behandeln von Einzelthemen (für Deutschland z.T. eher Randthemen wie der Joint 

Action Plan) im Rechtsrahmen der aktuellen Förderperiode hinausgehen, wie es im 

Zentrum der ersten Sitzungen stand. Es gibt Anzeichen, dass die high level group sich 

in diese Richtung bewegen wird (ein Sammeln von „main political issues“ für die high 

level group stand auf der Tagesordnung einer Sitzung am 12.04.2016, die aber 

abgesagt wurde), und dies wäre dringend nötig. Solche Themen wären etwa die 

Abkehr von der – so empfundenen – übermäßigen Prozessorientierung mit ihrer Folge 

einer enormen Prüflast, der Mangel an Rechtssicherheit durch den ständigen Wechsel 

von Rechtsgrundlagen, oder die Frage der Verhältnismäßigkeit der Vorgaben etwa für 

kleine Programme, solche mit geringen Fehlerquoten oder solche mit hohem Anteil an 

eingesetzten nationalen Mitteln.

Denn trotz der weiter fortschreitenden Regulierung sind grundlegende Probleme in 

Form von mangelnder Rechts- und damit Planungssicherheit nach wie vor 

unzureichend gelöst. Dies ist umso bedauerlicher, da die effiziente Umsetzung der 

operationellen Programme nicht nur Klarheit hinsichtlich der Inhalte der 

Genehmigungsentscheidungen voraussetzt, sondern auch klare und verständliche 

Regelungen in den Strukturfondsverordnungen selbst.
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Dem steht die Praxis der Europäischen Kommission gegenüber, auslegungsbedürftige 

Regelungen bzw. unbestimmte Rechtsbegriffe in den Strukturfondsverordnungen erst 

während der Förderperiode auszulegen und teilweise sogar rückwirkend zu ändern. 

Leitlinien oder Leitfäden, denen zwar keine unmittelbar rechtliche, wohl aber eine 

erhebliche faktische Bindungswirkung zukommt, sind als Auslegungshilfen 

grundsätzlich zu begrüßen, da sie vielfach aufschlussreiche Hinweise für praktische 

Fragestellungen im Zusammenhang mit der Anwendung der 

Strukturfondsverordnungen bieten. Umso bedauerlicher ist es, wenn diese bei enorm 

praxisrelevanten Fragestellungen zu Beginn einer Förderperiode noch fehlen  oder erst 

mit erheblicher zeitlicher Verzögerung in deutscher Sprache vorliegen (z.B. Leitfaden 

zu vereinfachten Kostenoptionen).

Positiv festzuhalten ist die Absicht der Kommission, in Kürze Vereinfachungen und 

Klarstellungen noch für die laufende Förderperiode vorzuschlagen. Die Kommission 

hat hier die Gelegenheit zu zeigen, dass sie es ernst meint mit dem Bekenntnis zum 

Bürokratieabbau. Die Änderungen sollten zudem für die Praxis für den weiteren 

Verlauf der Förderperiode echte Erleichterungen bringen.

1. Strukturfondsverwaltung

Die ESIF-VO wird ergänzt durch siebzehn verschiedene delegierte VOen und 

Durchführungs-VOen, in denen an vielen Stellen verstreut Regelungen zu 

einzelnen Sachverhalten geregelt sind, teilweise mit Folgeverweisungen auf andere 

Verordnungen. Die ohnehin schwierige Handhabbarkeit wird gesteigert durch 

mangelhafte redaktionelle Aufbereitung. Es wäre in hohem Maße wünschenswert, 

wenn die Europäische Kommission ein Inhaltsverzeichnis für alle VOen (ESIF-

VO, delegierte VOen, Durchführungs-VOen) bereitstellen und eine konsolidierte 

Durchführungsverordnung produzieren würde, so dass ein Sachverhalt an einer 

Stelle konsistent geregelt wäre. Ferner wären einheitliche Namen für die jeweilige 

VO hilfreich: aktuell sind z.B. für die Dachverordnung mindestens vier 

verschiedene Kürzel in Gebrauch (ESIF-, Grund-, GSR-, ESI-VO oder sonstige für 

die ESIF-VO). 
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• Besonders kritisch zu sehen sind die neuen Regelungen zur Verwaltung und 

Kontrolle. Das betrifft etwa die neue jährliche Rechnungslegung und die 

Einführung des Geschäftsjahrs vom 1. Juli bis zum 30. Juni, die für mehrjährig 

laufende EFRE-Projekte nicht geeignet sind und zu hohem – auch nachträglichem 

– Erfassungs- und ggf. rückwirkendem Korrekturaufwand führen. Aufgrund dieser 

Systemumstellung müssen etablierte und rechtssicher funktionierende Verfahren 

umfassend geändert werden. Manche neue Bestimmungen überlappen sich mit 

bestehenden nationalen Regelungen und führen zu erheblicher Doppelarbeit ohne 

Mehrwert (z.B. Einführung eines eigenen Beschwerde- und Risikomanagements).

• In den ESI-Fonds gibt es den Begriff des Einnahmen schaffenden Projekts (Art. 61 

und 65 ESIF-VO) und Vorgaben, in welcher Weise sogenannte Netto-Einnahmen, 

die aus einem geförderten Projekt entstehen, von der Fördersumme abzuziehen 

sind, um eine Überförderung zu vermeiden. Der Unionsrahmen für staatliche 

Beihilfen zur Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation 

(Unionsrahmen), (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 289) gibt hingegen Regeln für 

den Reinvest von Gewinnen (= Nettoeinnahmen), die aus einem Projekt erzielt 

werden, mit dem Ziel einer langfristig revolvierenden Innovationsfinanzierung vor 

(vgl. Unionsrahmen Nr. 19 b). Hieraus resultiert umfangreicher Regelungs- und 

Abstimmungsbedarf auf der Ebene der Regionen und potenzielle Prüfrisiken. Hier 

wäre es wünschenswert, wenn die Kommission ihre Regelungen aufeinander 

abstimmte.

• Mit dem Rechtsrahmen wird ein zu starker Fokus auf Finanzinstrumente gelegt; 

gleichzeitig erschweren zusätzliche Anforderungen und eine deutliche 

Überregulierung deren Umsetzung.

• Die Einführung des Leistungsrahmens ist als Steuerungsinstrument im Hinblick auf 

inhaltliche Exzellenz ungeeignet. 

• Bei der Durchführung von Programmen in geteilter Mittelverwaltung wie z.B. dem 

EFRE und direkt von der EU verwalteten Programmen wie z.B. Horizon 2020 

gelten für vergleichbare Sachverhalte unterschiedliche beihilferechtliche Maßstäbe: 

Wird ein Forschungsprojekt direkt von der EU gefördert, so handelt es sich per 

definitionem (Art. 107 Abs. 1 AEUV) nicht um eine Beihilfe. Wird ein
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Forschungsprojekt vom Mitgliedstaat - z.B. i.R. von EFRE - gefördert, so muss 

individuell geprüft werden, ob das Projekt mit dem Unionsrahmen vereinbar ist 

oder ob eine Förderung nur in den Grenzen der AGVO (mit vorheriger Anzeige) 

erfolgen kann. Die kontinuierliche Verschärfung des Beihilferechts durch eine 

umfassende Anwendung des Unternehmensbegriffs (funktionaler 

Unternehmensbegriff) erschwert somit die Umsetzung der zukunftsweisenden 

Programme der Europäischen Kommission, die sie mit der gesamten EU-

Strukturfondsförderung 2014-2020 und auch mit dem Innovationsprogramm 

HORIZON 2020 auf den Weg gebracht hat und führt zu massiver Verunsicherung 

und großer Rechtsunsicherheit bei den umsetzenden Stellen auf allen Ebenen. Die 

Innovationsförderung im Rahmen der Strukturfonds zielt darauf ab, 

Forschungsergebnisse z.B. durch Technologietransferinstrumente möglichst schnell 

in marktfähige Produkte und Dienstleistungen umzusetzen und so das "Tal des 

Todes" zwischen Forschungsergebnis und Vermarktung zu überbrücken. Je mehr 

sich die Förderung einem hypothetischen Markt nähert, desto schwieriger wird die 

beihilferechtliche Freistellung, da aufgrund des weit ausgelegten 

Unternehmensbegriffs im Beihilferecht praktisch jeder im Innovationsbereich 

tätigen Organisation eine potenzielle Unternehmenseigenschaft unterstellt werden 

kann, und die Förderung damit potenziell eine staatliche Beihilfe darstellt, deren 

Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt aufwändig geprüft werden muss. Unbeschadet 

des neuen Beihilferahmens wird die beihilferechtliche Prüfung bei den 

Programmen in geteilter Mittelverwaltung immer aufwändiger und die 

Rechtsunsicherheit nimmt zu. Die Auslegungshoheit im Beihilferecht liegt allein 

bei der Europäischen Kommission, Anfragen zur Interpretation müssen über den 

Bund an die Europäische Kommission gerichtet werden. Im Gegensatz zu 

Programmen in geteilter Mittelverwaltung sind direkt von der EU verwaltete 

Programme qua Definition beihilferechtlich unbedenklich. Die Projektträger 

müssen sich hier keine Gedanken über die beihilferechtskonforme Umsetzung 

machen. Allein aus diesem Grund sind Strukturfondsprogramme mit einem 

zusätzlichen bürokratischen Aufwand belastet, der ihre Attraktivität schmälert und 
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den Ruf der Europäischen Kommission als Verursacher von "unnötiger" Bürokratie 

stützt. 

• Jenseits der Verordnungsvorgaben fordert die Kommission im Rahmen der 

Benennung (früher „Akkreditierung“) mit Hilfe einer umfangreichen Checkliste 

mit ca. 140 Fragen den Nachweis einer „perfekten Verwaltung“. Sie geht dabei 

offenbar davon aus, dass die Verwaltungsbehörde wie eine eigene, von der übrigen 

Verwaltung unabhängige Dienststelle agiert und in jeder Hinsicht Vorgaben für 

Bewilligungsstellen machen kann. Die Verwaltungsbehörde ist jedoch an die 

Vorgaben des allgemeinen Geschäftsgangs gebunden. Außerdem gelten für die 

beteiligten Behörden die Grundsätze der Ressortzuständigkeit und Personalhoheit. 

Die Beantwortung der Fragen führt somit zu einem enormen Erläuterungs- und 

Dokumentationsaufwand ohne erkennbaren Nutzen. Folge ist, dass europaweit der 

Benennungsprozess nicht vorankommt und die Förderperiode auch zwei Jahre nach 

Beginn hinsichtlich Zahlungen praktisch immer noch nicht aus den Startlöchern 

gekommen ist. Dies bringt den gesamten Politikbereich der Kohäsionspolitik in 

Misskredit, in Brüssel ebenso wie vor Ort.

• Insgesamt fehlt es an der gebotenen Differenzierung zwischen großen und kleinen 

Programmen oder solchen mit bisher größeren oder kleineren Fehlerquoten. Der 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wird somit nicht gewahrt.

• Nachträgliche inhaltliche Änderungen bei der Auslegung der Verordnungstexte 

führen zu Rechtsunsicherheit, wie das Beispiel kulturelle Kleininfrastrukturen 

zeigt.

2. Strukturfondsprogrammierung 

• Während die ESIF- und die EFRE-VO Ende 2013 veröffentlicht wurden und die 

allermeisten EFRE-OPen bis Ende 2014 genehmigt waren, stellte die Europäische 

Kommission erst im Rahmen der Verhandlungen Mitte 2014 fest, dass 

Wettbewerbsverfahren - die sie sonst als Auswahlmechanismus für Fördervorhaben 

in hohem Maße favorisiert - nicht im Einklang mit ihren Überlegungen zur 

nachhaltigen Stadtentwicklung in Art. 7 EFRE VO stünden und dass die jeweils 
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ausgewählten städtischen Träger als zwischengeschaltete Stellen in die 

Verwaltungs- und Kontrollsysteme der jeweiligen Region einbezogen werden 

müssten. Ein Leitfaden, der wesentlich über die in diesem Zuge getroffenen 

Verabredungen hinausgeht, wurde dann erst Mitte 2015 veröffentlicht. Dies sollte 

nicht Praxiswerden, weil dann die Verwaltungsbehörden rückwirkend Konformität 

mit einer sehr spät veröffentlichten Leitlinie herzustellen haben. Wenn in der 

Dachverordnung zunächst sehr grobe Vorgaben gemacht werden, sollten dann im 

Nachgang in Leitfäden keine Vorgaben gemacht werden, die diese Vorgaben aus 

den Verordnungen weiter verschärfen. Anderenfalls entstehen Fehler, zusätzliche 

bürokratische Hürden und zusätzlicher Verwaltungsaufwand bei der Umsetzung der

ESI-Fonds.

• Die Europäische Kommission verlangt einerseits eine thematische Konzentration, 

andererseits aber eine immer umfassendere Beteiligung von Wirtschafts- und 

Sozialpartnern in der operationellen Vorbereitung, die ihre jeweiligen – z.T. 

widerstreitenden – Belange vortragen. Dies führt zu unerfüllbaren 

Erwartungshaltungen an einen „EFRE für alle“ und macht es schwieriger, den 

Aufstellungsprozess zu gestalten.


